
Stoppt die drohende Verschärfung des
Asylrechts!

Für eine wirkliche Bleiberechtsregelung für
langjährig Geduldete!

Demonstration am 5. Dezember 2014, 14.00
Uhr, Potsdamer Platz

Die Bundesregierung wird am 3. Dezember 2014 einen Gesetzesentwurf mit 
dem sperrigen Titel „zur Neubestimmung des Bleiberechts und der 
Aufenthaltsbeendigung“ veröffentlichen. Doch die angekündigte 
Bleiberechtsregelung für langjährig Geduldete wird so gut wie keinem der 
Betroffenen zugute kommen. Stattdessen stellt dieses Gesetz die 
umfassendste Verschärfung des Asylrechts seit 1993 dar. Alle Flüchtlinge im 
Dublin-Verfahren, die in einem anderen EU-Land registriert sind, sollen in 
Abschiebungshaft gesperrt werden. Das betrifft gut ein Drittel aller 
Flüchtlinge.

Geduldete Flüchtlinge in der Geiselhaft der Staatsräson

In Deutschland leben 95.000 Flüchtlinge mit den Status der „Duldung“, davon über 
22.000 schon seit mehr als 10 Jahren. Der Staat will sie abschieben. Er kann dies 
jedoch nicht, weil es „Abschiebehindernisse“ gibt, etwa weil der Pass fehlt. Seit 
Jahrzehnten wird ein Krieg gegen die Geduldeten geführt. Ihr Leben soll so 
unerträglich wie möglich gemacht werden, um sie zur „Mitwirkung“ bei der 

Passbeschaffung zu erpressen. Sie werden mit Arbeitsverbot und „Residenzpflicht“ 
belegt, müssen in Lagern wohnen und erhalten gekürzte Sozialleistungen. Sie sind zu 
einem Vegetieren außerhalb der Gesellschaft verdammt, ohne Chancen und 
Perspektiven.

Immer wieder gab es Forderungen nach einem Bleiberecht für langjährig geduldete 
Menschen, doch alle bisherigen Bleiberechtsregelungen kamen nur einer kleinen 
Gruppe zugute. Das Gros wurde ausgeschlossen: Weil sie angeblich ihre 
„Mitwirkungspflichten“ verletzten. Der Law-and-Order-Machtblock aus Politik, 
Verwaltung und Justiz beharrt auf einem spezifisch deutschen 
Rechtsfundamentalismus. Wer jemals falsche Angaben zur eigenen Identität gemacht 

Aus einem Interview mit einem Flüchtling, der seit 
1996 in Sachsen-Anhalt lebt, auf Duldung:

Was erhoffst du dir von deiner Zukunft?

Ich bin hier, seit ich 18 bin, ich habe meine ganze Jugend hier
verbracht und heute habe ich keine Zukunft mehr.



hat, dürfe nicht mit einem Bleiberecht belohnt werden. Wer hingegen die 
Mitwirkungspflichten bei der Passbeschaffung erfüllt, wird mit Abschiebung „belohnt“.

„Fluchtgefahr“ „Einreisesperren“ „Vollzugsdefizite“

Im April 2014 hatte das Bundesinnenministerium (BMI) einen Referentenentwurf 
vorgestellt, der sich in das lang gehegte Projekt zur „Beseitigung von 
Vollzugsdefiziten“ einreiht. Damit meint das BMI, dass es zu wenige Abschiebungen 
gebe, dass die öffentliche Meinung, die Bewegung der Betroffenen und die Gerichte 
immer wieder Abschiebungen vereiteln würden. Und sie haben ein Mittel ersonnen, um
dem abzuhelfen: Abschiebungshaft soll die Regel werden für alle Flüchtlinge, die in 
einem anderen EU-Land registriert wurden.

„Eine Perfidie in Paragrafenform“

(Heribert Prantl, Süddeutsche Zeitung)

Zentral in diesem komplizierten Paragrafenwerk ist die Neudefinition von 
„Fluchtgefahr“, bei der Abschiebungshaft angeordnet werden muss. Dazu wird ein 
Katalog von Fallkonstellationen aufgestellt, mit denen so gut wie alle Flüchtlinge im 
Dublin-Verfahren getroffen werden, darunter:

• Wer ein anderes EU-Land verlassen hat, „bevor ein dort laufendes Verfahren zur

Prüfung eines Antrags auf internationalen Schutz abgeschlossen wurde“ – 
Fluchtgefahr! – Inhaftierung aller Flüchtlinge im Dublin-Verfahren.

• Wer „unter Umgehung einer Grenzkontrolle eingereist ist“ – Fluchtgefahr! – 

Inhaftierung aller Dublin-Flüchtlinge, die ohne Visum nach Europa 
eingereist sind.

• Wer „über seine Identität getäuscht hat, insbesondere durch Unterdrückung 

oder Vernichtung von Identitäts- oder Reisedokumenten, oder das Vorgeben 
einer falschen Identität“ – Fluchtgefahr! – Inhaftierung aller Dublin-
Flüchtlinge ohne Pass.

• Wer „Mitwirkungshandlungen zur Feststellung der Identität verweigert oder 

unterlassen hat“ – Fluchtgefahr! – Beugehaft für alle Dublin-Flüchtlinge, 
die an ihrer Abschiebung nicht mitwirken.

Einreisesperre für Schengenland

Ein weiteres Instrument soll die Ausweitung von Einreisesperren für den Schengen-
Raum sein. Unter ein Einreiseverbot soll fallen, wer „seiner Ausreisepflicht nicht 
innerhalb einer ihm gesetzten Ausreisefrist nachgekommen ist“ oder wer „in das 
Bundesgebiet eingereist ist, um öffentliche Leistungen zu beziehen“. Wem dies 
unterstellt wird, wird auch gleich definiert: Allen, deren Asylanträge abgelehnt wurden

• als „unzulässig“ (alle Dublin-Fälle),

• als „unbeachtlich“ (weil bereits in anderen EU-Staaten als schutzberechtigt 

anerkannt) oder 

• als „offensichtlich unbegründet“ (weil aus einem „sicherem Herkunftsstaat“ 

oder weil den Flüchtlingen ihre Asylgründe nicht geglaubt wurden).



Es ist uns allen noch im Gedächtnis, wie im September 2014 dank der Stimme des 
grünen Ministerpräsidenten von Baden-Württemberg Kretschmann im Bundesrat drei 
Westbalkanstaaten zur „sicheren Herkunftsländern“ erklärt wurden. In Kombination mit
der „Einreisesperre“ bedeutet dieser „Asylkompromiss“: Asylsuchende aus den 
Westbalkanstaaten können diese Länder nicht mehr verlassen. Um sie herum ist 
Schengenland und hier gilt die Einreisesperre.

Eine weitere Konsequenz: Arbeitsverbot für alle, deren Asylanträge als „offensichtlich 
unbegründet“ abgelehnt wurden. Der vorgebliche Gewinn des sogenannten 
Asylkompromisses 2014 – die Aufhebung des Nachrangigkeitsprinzips bei der 
Arbeitserlaubnis nach 15 Monaten Aufenthalt – löst sich ins Nichts auf.

Der neue Gesetzesentwurf: Bleiberecht für niemand

Es überrascht nicht, dass von der geplanten Bleiberechtsregelung, umstellt von 
Abschiebungshaft, Einreisesperre und Arbeitsverbot, nichts übrig bleibt. Formal ist es 
noch die lang geforderte „stichtags- und altersunabhängige“ Bleiberechtsregelung, 
aber in Anspruch nehmen kann sie niemand.

• Wessen Asylantrag als „offensichtlich unbegründet“ abgelehnt wurde, bekommt 

Arbeitsverbot und kann die Anforderung „eigenständige Sicherung des 
Lebensunterhalts“ nicht erfüllen. Kein Bleiberecht!

• Wer „seiner Ausreisepflicht nicht innerhalb einer ihm gesetzten Ausreisepflicht 

nachgekommen ist“: Einreisesperre! Kein Bleiberecht! Das trifft alle Geduldeten.

• Wer wegen einer Straftat, und seien es Bagatelldelikte, verurteilt wurde: Kein 

Bleiberecht!

• Wer „die Aufenthaltsbeendigung durch vorsätzlich falsche Angaben, durch 

Täuschung über die Identität oder Staatsangehörigkeit oder Nichterfüllung 
zumutbarer Anforderungen an die Mitwirkung bei der Beseitigung von 
Ausreisehindernissen verhindert oder verzögert“: Kein Bleiberecht!

Auch wenn wir nicht wissen, wie sich der Gesetzesentwurf am 3. Dezember 2014 vom 
vorliegenden Referentenentwurf unterscheiden wird, eins ist sicher: Angesichts der 
drakonischen Maximalpositionen des Referentenentwurfs werden alle Abmilderungen 
als Wohltaten erscheinen, mit denen die mitregierende SPD ihren „Verhandlungserfolg“
verkaufen will. Auch eine Herrschaftstechnik.

Wir befinden uns am Vorabend einer einschneidenden Verschärfung des 
Asylrechts, einer massiven Verschlechterung der Rechte und 
Lebensbedingungen von Flüchtlingen. Es ist nicht der erste Versuch des 
Law-and-Order-Machtblocks, das Asylrecht auszuhebeln. Sie sind 
Wiederholungstäter. Stoppen wir sie!

• Keine Verschärfung des Asylrechts! Für eine menschenwürdige 

Asylpolitik!

• Weg mit Arbeitsverbot, Einreisesperren, Abschiebungshaft und allen 

Instrumenten aus dem Arsenal der Abschiebung!

• Für ein Bleiberecht für langjährig Geduldete! Ohne Ausschlussgründe 



und für alle!

Im Rahmen der bundesweiten Aktionswoche gegen die Verschärfung des Asylrechts 1.
– 7. Dezember

migrationsgesetze.info

Info-Veranstaltung: Dienstag, 2.12., 19 Uhr, B-Lage (Mareschstraße 1, Neukölln)

Demo: Freitag, 5.12., 14 Uhr, Potsdamer Platz

Infos unter bglbb.blogsport.de

Veranstalter: Bündnis gegen Lager Berlin/Brandenburg, Initiative gegenAbschiebehaft, 
MediBüro, Borderline Europe, Flüchtlingsrat Brandenburg, Fels.

http://migrationsgesetze.info/
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